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Hinweise und Tipps für die gemeinnützige Steuerpraxis
ProMemoria – Durchblick: 

Aktuelle Brennpunkte aus dem Gemeinnütigkeitsrecht von einem Steuerexperten verständlich beschrieben

Grunderwerbsteuerliche Aspekte bei gemeinnützigen Einrichtungen
1.
Bei der Umstrukturierung gemeinnütziger Einrichtungen kann es in vielfältigen Fallgestaltungen zu einer Grunderwerbsteuerbelastung kommen. Dies betrifft sowohl Fälle einer Übertragung gemeinnütziger Einrichtungen auf Dritte wie auch Fälle einer gesellschaftsrechtlichen Neuordnung unter Beibehaltung der bisherigen Trägerschaft (z.B. Schaffung einer Holdingstruktur, Ausgliederung eines Zweckbetriebes auf eine GmbH durch eine Kommune).

2.
Auch wenn die gemeinnützige Einrichtung in steuerlicher Hinsicht vielfach begünstigt wird (Befreiung von der Körperschaft- und Gewerbesteuer sowie der Grundsteuer), so ist in grunderwerbsteuerlicher Hinsicht festzustellen, dass es insoweit keine entsprechende Steuerbefreiung gibt. Die Übertragung von Grundbesitz unterliegt bei gemeinnützigen Körperschaften den gleichen Regelungen wie bei steuerpflichtigen Subjekten.

3.
Danach unterliegt der Grunderwerbsteuer insbesondere der Abschluss eines Kaufvertrages oder eines anderen Rechtsgeschäftes, das den Anspruch auf Übereignung begründet, § 1 Abs. 1 Nr. 1 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG).

4.
Von besonderer Bedeutung ist die Steuerbarkeit der Übertragung von Gesellschaftsanteilen nach § 1 Abs. 3 GrEStG. Danach unterliegt der Grunderwerbsteuer ein Rechtsgeschäft, das den Anspruch auf Übertragung von Gesellschaftsanteilen begründet, wenn zum Vermögen der Gesellschaft ein inländisches Grundstück gehört und wenn durch die Übertragung unmittelbar oder mittelbar mindestens 95 % der Anteile der Gesellschaft in der Hand des Erwerbers vereinigt werden, § 1 Abs. 3 Nr. 1 GrEStG. Somit kann auch die bloße Übertragung von Gesellschaftsanteilen bereits Grunderwerbsteuer auslösen. Hierbei ist zu beachten, dass Erbbaurechte und Gebäude auf fremdem Boden den Grundstücken gleichgestellt sind, § 2 Abs. 2 GrEStG.

5.
Hinsichtlich der Bemessungsgrundlage gilt folgendes. Soweit eine Gegenleistung feststellbar ist, z.B. im Falle eines Verkaufs der auf die Immobilie entfallende Kaufpreis, bildet diese die Bemessungsgrundlage, § 8 Abs. 1 GrEStG. Ist jedoch eine Gegenleistung nicht vorhanden oder nicht ermittelbar oder handelt es sich um eine Umwandlung, so wird die Grunderwerbsteuer nach den Werten des § 138 Abs. 2 oder 3 Bewertungsgesetz (BewG) bemessen, § 8 Abs. 2 GrEStG.

6.
Der in letztgenannten Fällen der Grunderwerbsteuer zu Grunde zu legende Wert ist bei bebauten Grundstücken in der Regel das 12,5fache der in den letzten drei Jahren durchschnittlich erzielten Miete bzw. in Fällen der Eigennutzung der üblichen Miete jeweils vermindert um eine Wertminderung wegen des Alters des Gebäudes, § 146 Abs. 2 und 3 BewG.

7.
Besonderheiten ergeben sich hier jedoch für Krankenhäuser und Altenheime. Da sich für sie eine übliche Miete nicht ermitteln lässt, bestimmt sich der Wert dieser Immobilien abweichend von § 146 BewG nach der Summe des Werts des Grund und Bodens und des Werts der Gebäude, § 147 BewG. Der Wert des Grund und Bodens bestimmt sich nach der Grundstücksfläche und den um 30 % ermäßigten Bodenrichtwerten. Diese werden von den Gutachterausschüssen nach dem Baugesetzbuch ermittelt. Der Wert der Gebäude bestimmt sich nach den ertragsteuerlichen Bewertungsvorschriften im Besteuerungszeitpunkt, § 147 Abs. 2 BewG.

8.
Hinsichtlich der nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht gewährten Fördermittel ist wie folgt zu verfahren (H 179 zu ErbStR):

· Fördermittel, die auf den Grund und Boden entfallen, sind nicht wertmindernd zu berücksichtigen. Die Beschränkungen aufgrund des Krankenhausfinanzierungsrechts bleiben als persönliche Verhältnisse unberücksichtigt.

· Die in einen Wertberichtigungsposten eingestellten Fördermittel, die wirtschaftlich dem Gebäude zuzuordnen sind, werden von den Anschaffungs- oder Herstellungskosten abgezogen.

Werden vom Krankenhausträger Ersatzfördermittel zur Verfügung gestellt, sind diese Mittel wie folgt zu berücksichtigen:

· Bei Zuwendungen mit Zweckbindung für Gebäude-Investitionen ergibt sich in Höhe der Fördermittel regelmäßig eine Minderung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten.

· Bei Zuwendungen ohne weitere Zweckbindung handelt es sich um Eigenkapital, das nicht wertmindernd zu berücksichtigen ist.
9.
Soweit bei Altenpflegeheimen, Behindertenwerkstätten, Wohnheimen für Behinderte sowie Förderschulen für geistig und körperlich Behinderte Fördermittel zur Finanzierung der Anschaffungs- oder Herstellungskosten der Gebäude als passive Wertberichtigungsposten ausgewiesen werden, sind sie im Rahmen des § 147 BewG vom Wertansatz des Gebäudes abzuziehen.
10.
Der Fall einer nicht ermittelbaren Gegenleistung bei Bestellung eines Erbbaurechts ist Gegenstand des (nicht rechtskräftigen) Urteils des Thüringer Finanzgerichts vom 16. Juni 2004 (EFG 2005, 890). Eine Kommune hatte zu Gunsten eines Trägers der freien Wohlfahrtspflege ein Erbbaurecht zum Betrieb eines Senioren- und Pflegeheims bestellt. Der Träger wurde ausdrücklich zum Betrieb einer solchen Einrichtung verpflichtet. Die Erbbaurechtsbestellung erfolgte im Hinblick auf die Gemeinnützigkeit des Erbbauberechtigten und die Zweckbindung unentgeltlich. Es wurde lediglich ein symbolischer Erbbauzins von DM 1,00 vereinbart. Das Finanzamt stellte einen Grundbesitzwert von DM 3,7 Mio. fest und erhob hierauf 3,5 % Grunderwerbsteuer.

11.
Die Schenkung eines Grundstücks führt zu einem grunderwerbsteuerbaren Vorgang im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 1 GrEStG, der jedoch nach § 3 Nr. 2 GrEStG i.V.m. § 7 Abs. 1 Nr. 1 Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz (ErbStG) steuerbefreit ist. Gleiches gilt für die Bestellung eines Erbbaurechtes im Schenkungswege. Eine Befreiung der Erbbaurechtsbestellung von der Grunderwerbsteuer im Hinblick auf eine steuerbefreite Schenkung wurde vom Finanzgericht im vorliegenden Fall jedoch abgelehnt. Die Bestellung des Erbbaurechts sei nicht unentgeltlich erfolgt, da der Erbbauberechtigte die Fortführung des Senioren- und Pflegeheims, die Errichtung von altersgemäßen Freizeitflächen sowie die Sicherung der Arbeitsplätze und die Fortführung der Arbeitsverhältnisse versprochen habe. Da diese Gegenleistung nicht bewertbar sei, liege ein Fall des § 8 Abs. 2 Nr. 1 GrEStG vor, der eine Bewertung nach den oben dargestellten Regeln des Bewertungsrechts erfordere.

12.
Der vereinbarte Erbbauzins von DM 1,00 wurde nicht als Gegenleistung anerkannt, da er in keinem nachvollziehbaren Verhältnis zum Wert des übertragenen Erbbaurechts stehe und nur symbolischen Charakter habe. Diese Entscheidung verdeutlicht, dass es einer sorgfältigen Gestaltung bedarf, wenn grunderwerbsteuerliche Belastungen bei der Übertragung gemeinnütziger Einrichtungen vermieden werden sollen.
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